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NRW

Aus einer Hand
Im Rahmen des Aktionsplans 2009 werden die Online-Dienste der Landesverwaltung Nord-
rhein-Westfalen ausgebaut. Intensiviert wird auch die Zusammenarbeit zwischen Land und 
Kommunen im E-Government.

-Government gehört heute 
zu den Schlüsselkompe-
tenzen einer Verwaltung. 

Die Kunden der Landesverwaltung 
Nordrhein-Westfalen können be-
reits auf mehr als 1.000 Informa-
tionsangebote zugreifen und eine 
Vielzahl elektronischer Behörden-
dienstleistungen nutzen. Der von 
der Landesregierung verabschie-
dete Aktionsplan 2009 wird diese 
E-Government-Entwicklung einen 
weiteren großen Schritt voranbrin-
gen. Er stellt den geplanten Einsatz 
von Informationstechnologien in 
diesem Bereich dar, wie ihn die 
Landesverwaltung für die Jahre 
2006 bis 2009 vorsieht. Gemäß der 
Koalitionsvereinbarung wird die 
Landesregierung die begonnene 
E-Government-Entwicklung mit 
neuen inhaltlichen Schwerpunkten 
und Aufgabenfeldern in den nächs-
ten Jahren fortführen und forcieren. 
Die Entwicklung des E-Govern-
ment in der Landesverwaltung ist 
konsequent darauf ausgerichtet, 
Mehrwerte für Wirtschaft, Bürge-
rinnen und Bürger sowie andere 
Verwaltungen zu erzielen. Über-
geordnete Ziele des Aktionsplans 
2009 sind die Erhöhung der Attrak-
tivität des Wirtschaftsstandortes 
NRW, die weitere Verbesserung 
der Nutzerorientierung und die 
Effizienzsteigerung bei der Aufga-
benerledigung.
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Die Auswahl der Angebote wird 
sich dabei stärker als bisher an der 
zu erwartenden Nachfrage orientie-
ren. Hierzu soll zunächst der Bedarf 
ermittelt und Nutzenpotenziale 
elektronischer Verwaltungsleistun-
gen für die Wirtschaft und andere 
Verwaltungen identifiziert werden. 
Denn neue Verfahren werden nur 
dann Akzeptanz finden, wenn 
Vorteile für die Kunden deutlich 
spürbar werden. Effizienzsteige-
rungen auf Seiten der Verwaltung 
alleine reichen nicht aus, um hohe 
Nutzungszahlen zu erreichen. Der 
Aktionsplan 2009 befasst sich aber 
auch mit der Nutzung eines Verfah-
rens nach dessen Fertigstellung. Es 
werden verschiedene Anreize ins 
Auge gefasst, mit denen es gelin-
gen kann, einen großen Kreis von 
Anwendern für die Nutzung zu 
gewinnen. 

Bereits heute gibt es kaum noch 
Fachbereiche, in denen nicht schon 
elektronische Verfahren zum 
Einsatz kommen. Die Möglichkei-
ten der Informationstechnologie 
werden die Kommunikation der 
Verwaltung mit ihren Kunden 
nachhalt ig  verändern.  Diese 
Veränderungen sollen möglichst 
gemeinsam mit den jeweiligen 
Zielgruppen gestaltet werden. So 
wird es für zukünftige Angebote 
an die Wirtschaft immer wichtiger 

werden, komplexe Verwaltungspro-
zesse mit den Wertschöpfungsket-
ten der Wirtschaft zu verbinden. 
Dabei wird es entscheidend sein, 
bei der Gestaltung der Verfahren 
eine prozessorientierte Sicht ein-
zunehmen, um einen möglichst 
großen Nutzen auf beiden Seiten zu 
erreichen. Über eine einheitliche E-
Government-Strategie des Landes 
mit Standardisierungsmaßnahmen 
können die Interessen von Wirt-
schaft und Verwaltung besser in 
Einklang gebracht werden. 

Die überwiegende Zahl der 
Kontakte zwischen Bürgern und 
Verwaltung findet im Kommu-
nalbereich statt. Das kommunale 
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Portal der Heimatgemeinde nimmt 
als zentraler Zugangspunkt zu den 
öffentlichen Dienstleistungen eine 
besondere Rolle ein. Die Bürgerin-
nen und Bürger erwarten zu Recht 
Leistungen der Verwaltung aus 
einer Hand. Ohne die Mitwirkung 
von Land und Bund kann es aller-
dings kein einheitliches und umfas-
sendes Dienstleistungsangebot an 
dieser Stelle geben. Daher wird zu-
künftig ein Schwerpunkt der E-Gov-
ernment-Aktivitäten in NRW auf 
der Stärkung der Zusammenarbeit 
zwischen der Landesverwaltung 
und den Kommunen liegen. E-Gov-
ernment eröffnet damit die Mög-
lichkeit einer Kundenorientierung, 
wie sie bisher nicht möglich war. 

Grundlage der Kooperation bil-
det dabei die zwischen dem Land 
und den kommunalen Spitzenver-
bänden abgeschlossene Rahmen-
empfehlung. Im Zuge des Ausbaus 
von E-Government wird diese 
Kooperation weiter intensiviert. 
Die engen Kontakte auf fachlicher 
Ebene zwischen Landesressorts 
und Kommunalbereich haben schon 
in vielen Fällen Impulse für die 
Entwicklung von elektronischen 
Verfahren gegeben. Im Rahmen des 
Aktionsplans wird das Angebot des 
Landes für die Kommunen um neue 
Verfahren erweitert werden. An der 
Realisierung weiterer Maßnahmen, 
zum Beispiel der intelligenten 
Verknüpfung der Portale von Land 
und Kommunen, wird bereits in 
Projektgruppen intensiv gearbeitet. 
Die Festlegung und Nutzung ge-
meinsamer Standards sowie trans-
aktionsorientierte Komponenten 
des E-Government werden Schwer-
punkte der Zusammenarbeit bilden. 
Auch werden generelle Fragen der 
Prozessorganisation im Vorder-
grund stehen. Für die Mitarbeit im 

Rahmen von Deutschland-Online 
sollen gemeinsame Positionen ge-
funden und vertreten werden.

Bisher richteten sich die E-Gov-
ernment-Verfahren des Landes fast 
ausschließlich an die Wirtschaft, 
die Bürgerinnen und Bürger sowie 
die Kommunalverwaltungen. Nun 
sollen auch verstärkt Angebote für 
Beschäftigte der Landesverwaltung 
geschaffen werden. Moderne Web-
Technologien, die bereits bei On-
line-Verfahren für Bürgerinnen und 
Bürger eingesetzt werden, sollen 
künftig auch bei internen Verfahren 
der Landesverwaltung in gleicher 
Weise zum Einsatz kommen. Durch 
die einheitliche Entwicklung von 
Online-Anwendungen lassen sich 
erhebliche Einsparungen bei den 
Entwicklungs- und Betriebskosten 
erzielen.

Ein weiterer Schwerpunkt liegt 
darauf, die Entwicklung von Online-
Diensten durch optimierte Verwal-
tungsprozesse zu erleichtern. Dies 
wird sicherlich auch die Anpassung 
rechtlicher und organisatorischer 
Rahmenbedingungen erforderlich 
machen. Generell wird beim Erlass 
von Vorschriften künftig stärker auf 
die technische Umsetzbarkeit zu 
achten sein.

E-Government ist nicht losgelöst 
von anderen Modernisierungsmaß-
nahmen zu sehen. Es ist vielmehr 
eingebettet in den Gesamtprozess 
der Verwaltungsreform. Der ein-
geschlagene Weg der intensiven 
Kooperation der Verwaltungen 
Nordrhein-Westfalens ist der beste, 
um die anstehenden Herausforde-
rungen zu meistern.

Karl Peter Brendel ist Staatssekretär im 
Innenministerium NRW.
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